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NEWSLETTER #2/2010 
 
 
Änderung der Rechtsprechung des 
BGH zur Verjährung von Frachten 
 
Nach der Vorschrift des § 439 I 1 HGB 
verjähren Ansprüche des Frachtführers 
/ Spediteurs  und Ansprüche gegen 
den Frachtführer / Spediteur regelmä-
ßig binnen Jahresfrist. 
 
Gem. § 439 I 2 HGB verlängert sich 
die Verjährungsfrist bei einem sog. 
qualifizierten Verschulden, d.h. bei 
Leichtfertigkeit und Vorsatz auf drei 
Jahre. 
 
Bisher war es jedoch Auffassung des 
BGH und der weit überwiegenden 
Meinung in Rechtsprechung und Lite-
ratur, dass die dreijährige Verjährungs-
frist des § 439 I 2 HGB nur auf (Ersatz-
) Ansprüche gegenüber dem Fracht-
führer / Spediteur, nicht aber auf Auf-
wendungsersatzansprüche (offene 
Frachten, verauslagte Abgaben, usw.) 
des Frachtführers / Spediteurs gegen-
über seinem Auftraggeber anwendbar 
ist. 
 
Mit der Folge, dass Aufwendungser-
satzansprüche des Spediteurs / 
Frachtführers mit Ablauf eines Jahres 
stets als verjährt angesehen wurden. 
 
Der BGH hat seine entsprechende 
Rechtsprechung mit seiner aktuellen 
Entscheidung vom 22.04.2010, Az. I 
ZR 31/08, jedoch aufgegeben und er-
achtet die Vorschrift des § 439 I 2 HGB 

nunmehr auch auf Aufwendungser-
satzansprüche des Spediteurs / 
Frachtführers für anwendbar. 
 
D.h., der Spediteur / Frachtführer 
nunmehr, statt einem Jahr, drei Jahre 
Zeit hat, seine Ansprüche auf Aufwen-
dungsersatz geltend zu machen. 
 
Jedoch mit der Maßgabe, dass dem 
Auftraggeber des Spediteurs / Fracht-
führers hinsichtlich der Nichtbezahlung 
der Aufwendungen des Spediteurs / 
Frachtführers ein zumindest leichtferti-
ges und rechtswidriges Verhalten vor-
zuwerfen ist. 
 
Der BGH führt in seiner Entscheidung 
weiter aus,  dass eine Nichterfüllung 
eines unstrittigen vertraglichen Vergü-
tungs- oder Aufwendungsersatzan-
spruches – sprich die Nichtbezahlung 
einer Rechnung durch den Schuldner – 
regelmäßig vorsätzlich geschieht. 
 
Gleichwohl aber sehr wohl Sachverhal-
te denkbar seien, in welchen die Nicht-
erfüllung eines unstrittigen vertragli-
chen Vergütungs- oder Aufwendungs-
ersatzanspruches nicht unbedingt vor-
sätzlich, sondern u.U. auch nur fahr-
lässig erfolgt. 
 
Bspw., wenn der Schuldner des Spedi-
teurs / Frachtführers der u.U. auch 
rechtsirrigen Auffassung ist, dem Spe-
diteur / Frachtführer nichts mehr zu 
schulden, Gegenansprüche oder ein 
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Zurückbehaltungsrecht gegenüber 
dem Spediteur / Frachtführer inne zu 
haben, o.ä. 
 
Es dürfte daher für die Zukunft gelten, 
dass vertragliche Vergütungs- oder 
Aufwendungsersatzansprüche des 
Spediteurs / Frachtführers i.d.R. wohl 
erst nach drei Jahren verjähren, jedoch 
auf die jeweiligen Umstände des Ein-
zelfalls abzustellen ist. 
 
Spannend wird dabei werden, wie die 
Gerichte die Beweislastverteilung beur-
teilen. 
 
Grundsätzlich hat nämlich der An-
spruchsteller die Voraussetzungen ei-
nes qualifizierten Verschuldens des 
Anspruchsgegners zu beweisen. 
 
Will heißen, der Spediteur / Frachtfüh-
rer darzulegen und nachzuweisen hät-
te, dass sein Auftraggeber die vertrag-
lichen Vergütungs- oder Aufwen-
dungsersatzansprüche vorsätzlich 
nicht befriedigt hat. 
 
Da es sich insoweit jedoch um eine 
innere Tatsache des Schuldners han-
delt, dürfte ein entsprechender Nach-
weis schwierig zu führen sein. 
 
Die Entscheidung des BGH deutet je-
doch an, dass eine vertragswidrige 
Nichtbezahlung von vertraglichen Ver-
gütungs- oder Aufwendungsersatzan-
sprüchen ein mind. leichtfertiges Ver-
halten des säumigen Vertragspartners 
indiziert. 
 
Durch die vorgenannte Entscheidung 
des BGH hat sich die Rechtsstellung 
des Spediteurs / Frachtführers mithin 
weiter verbessert. 
 
 
Benjamin Grimme 
 
 

Noch einmal:  Die Berufung auf die 
Bestimmungen der ADSp ist ausge-
schlossen, wenn  in einer Verkehrs-
haftungsversicherung ein (erhebli-
cher) Selbstbehalt vereinbart ist 
 
Das OLG Nürnberg hat mit einem Be-
schluss in einer unserer Sachen vom 
15.04.2010, Az. 3 AR 547/10, seine 
bisherige Rechtsprechung (vgl. nur die 
Urteile des OLG Nürnberg vom 
18.07.2007, Az. 12 U 2444/06 und vom 
16.05.2007, Az. 12 U 2119/06) bestä-
tigt, dass sich ein Spediteur / Fracht-
führer nicht auf die Bestimmungen der 
ADSp berufen kann, wenn in den Ver-
sicherungsbedingungen ein Selbstbe-
halt vereinbart ist, durch welchen ein 
Großteil des Schadens - im Außenver-
hältnis zu dem Geschädigten - nicht 
von der Verkehrshaftungs- versiche-
rung gedeckt ist. 
 
Streitgegenständlich war ein Schaden 
von EUR 10.441,-; der Selbstbehalt 
des verklagten Spediteurs betrug USD 
10.000,-. 
 
Nach der Auffassung des OLG Nürn-
berg erfüllte die Verkehrshaftungsver-
sicherung des beklagten Spediteurs 
hiernach nicht die Voraussetzungen 
der Ziff. 29.1 ADSp. 
 
Mit der Folge, dass sich der beklagte 
Spediteur nach Ziff. 29.3 ADSp nicht 
auf die Bestimmungen der ADSp beru-
fen konnte. 
 
Da nach Ziff. 29.2 ADSp die Vereinba-
rung eines Selbstbehaltes (sowie die 
Vereinbarung einer Höchstersatzleis-
tung je Schadensfall, Schadensereig-
nis und Jahr) jedoch grundsätzlich zu-
lässig ist, erscheint fraglich, wann der 
Selbstbehalt den Großteil des Scha-
dens erreicht. 
 
Das OLG Nürnberg hat diese Frage in 
seiner bisherigen Rechtsprechung of-
fen gelassen und deren Beantwortung 
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von den Umständen des Einzelfalles 
abhängig gemacht. 
 
Koller (Koller: Transportrecht, 6. Aufla-
ge, Ziff. 29 ADSp, Rz. 3) ist – ohne 
nähere Begründung - der Auffassung, 
dass der Selbstbehalt max. 10% der 
Regelhaftung nicht übersteigen darf. 
 
Bahnsen (vgl. Münchner Kommentar 
(Bahnsen): HGB, Bd. 7, 2. Auflage; 
Vorbem. ADSp, Rz. 277, 279) kommt 
bei einem einfachen Verschulden – 
ebenfalls ohne Begründung – zu dem 
gleichen Ergebnis, erachtet bei einen 
qualifizierten Verschulden des Spedi-
teurs / Frachtführers aber noch einen 
höheren Selbstbehalt für zulässig. 
 
Da jedoch die Regelhaftung des Spedi-
teurs / Frachtführers von dem jeweili-
gen Sendungsgewicht abhängig ist,  
ein Selbstbehalt in einer Verkehrshaf-
tungsversicherung aber üblicherweise 
gewichtsunabhängig bestimmt ist, be-
steht eine erhebliche Rechtsunsicher-
heit zu Lasten des Spediteurs / Fracht-
führers. 
 
Benjamin Grimme 

 
 

Interventionswirkung auch dann, 
wenn die im Vorprozess getroffenen 
entscheidungserheblichen Feststel-

lungen („nur“) auf Beweislastent-
scheidungen beruhen 

 
Das Landgericht Köln hat in seiner Ent-
scheidung vom 22.04.2010, Aktenzei-
chen 83 S 1/10 entschieden, dass es 
rechtlich (hinsichtlich der Interventi-
onswirkung) keinen Unterschied 
macht, ob die im Vorprozess getroffe-
nen tragenden (entscheidungserhebli-
chen) Feststellungen auf Beweislast-
entscheidungen beruhen oder nicht. 
 
Der Berufungsentscheidung des Land-
gerichts Köln war ein Vorprozess vor 
dem Amtsgericht Hamburg, Aktenzei-

chen 35A C 197/08 und ein Rechts-
streit erster Instanz vor dem Amtsge-
richt Köln, Aktenzeichen 114 C 268/09 
vorangegangen. 
 
In dem Rechtsstreit vor dem Amtsge-
richt Hamburg hatte die Klägerin als 
Transportversicherer Schadensersatz-
ansprüche gegen ein seitens der Ver-
sicherungsnehmerin beauftragten 
Transportunternehmens wegen eines 
Teilverlustes von Transportgut auf dem 
Weg von Köln nach Harmina, Finnland 
geltend macht. 
 
Die Versicherungsnehmerin der Kläge-
rin hatte das Transportunternehmen 
mit dem Transport drei Paletten mit 
Projektoren beauftragt. Die Sendung 
bestand insgesamt aus 155 Kartons.  
 
Die Sendung sollte seitens des Fracht-
führers bei der Lagerhalterin der Versi-
cherungsnehmerin in Köln übernom-
men werden. Der Lagerhalterin wurde 
seitens der Klägerin vor dem Amtsge-
richt Hamburg der Streit verkündet und 
die Lagerhalterin trat dem Rechtsstreit 
auf Seiten der Klägerin bei. 
 
Nach Ablieferung der Sendung in Finn-
land, teilte die Empfängerin der Versi-
cherungsnehmerin mit, dass vier Kar-
tons für Projektoren bei Ablieferung 
leer gewesen seien.  
 
Der Frachtführer bestritt, dass ihm die 
als fehlend gemeldeten Projektoren 
seitens des Lagerhalters übergeben 
worden seien.  
 
Das Amtsgericht Hamburg hat über die 
Frage der vollständigen Sendungs-
übergabe an den Frachtführer Beweis 
durch Zeugenvernehmung der Mitar-
beiter der Streitverkünde-
ten/Lagerhalterin erhoben.  
 
In seinem Urteil vom 12.02.2009 stellte 
das Amtsgericht Hamburg fest, dass 
nach dem Ergebnis der Beweisauf-
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nahme nicht mit der nach § 286 ZPO 
erforderlichen Gewissheit festgestellte 
werden könne, dass die als verloren 
gemeldeten Projektoren an den Fracht-
führer übergeben worden seien.  
 
Weder die Klägerin noch die Streithel-
ferin legten Berufung gegen das Urteil 
des Amtsgerichts Hamburg ein.  
 
Aufgrund der Entscheidung des Amts-
gerichts Hamburg und der damit im 
Zusammenhang stehenden Nichtbe-
weisbarkeit der vollständigen Sen-
dungsübergabe, war nunmehr die Klä-
gerin der Ansicht, dass die Streithelfe-
rin und Lagerhalterin ihr Ersatz für den 
entstandenen Schaden zu zahlen ha-
be. Die Streitverkündete jedoch ver-
weigerte die Zahlung, so dass ein Fol-
geprozess vor dem Amtsgericht Köln 
geführt wurde. 
 
In dem Rechtsstreit vor dem Amtsge-
richt Köln erhob sodann die Beklagte 
(Streitverkündete des Vorprozesses) 
die Einrede der Verjährung und vertrat 
die Auffassung, dass die einjährige 
Verjährungsfrist gemäß §§ 475 a S. 1, 
439 Abs. 1 S. 1 HGB zur Anwendung 
käme.  
 
Die Klägerin war der Ansicht, dass die 
dreijährige Verjährungsfrist gelte, so 
dass die Einrede der Verjährung sei-
tens der Beklagten nicht durchgreifen 
könne. 
 
Dies hat das Amtsgericht Köln jedoch 
anders gesehen und die Klage der 
Klägerin am 04.11.2009 abgewiesen. 
In seiner Entscheidung führte das 
Amtsgericht Köln aus, dass nach Auf-
fassung des Gerichtes nicht allein auf-
grund des Urteils des Amtsgerichts 
Hamburg vom 12.02.2009 gefolgert 
werden könne, dass der Verlust der 
vier Projektoren auf dem Lager der 
Beklagten eingetreten sei. Es handelte 
sich bei der Entscheidung des Amtsge-
richts Hamburg um eine Beweislast-

entscheidung zu Gunsten des dort be-
klagten Frachtführers. Nach Ansicht 
des Amtsgerichts Köln könne hieraus 
jedoch nicht ohne weiteres positiv ge-
schlossen werden, dass der behaupte-
te Schaden während der Einlagerung 
des Einlagerungsgutes bei der hiesi-
gen Beklagten/Lagerhalterin entstan-
den sei.  
 
Da nach Ansicht des Amtsgerichts die 
Klägerin substantiiert und unter Beweis 
hätte vortragen müssen, dass der Ver-
lust im Gewahrsam der Beklagten ein-
getreten ist und sie dies nach Ansicht 
des Gerichts nicht getan hatte, ging 
das Amtsgericht von der einjährigen 
Verjährungsfrist aus. Die Klage wurde 
aufgrund der bereits eingetretenen 
Verjährung abgewiesen. 
 
Gegen das Urteil des Amtsgerichts 
Köln hat die Klägerin Berufung einge-
legt. 
 
 
Die Berufung der Klägerin führte zur 
Abänderung des verkündeten Urteils 
des Amtsgerichts Köln und zur voll-
ständigen Verurteilung der Beklagten 
auf Schadensersatz an die Klägerin.  
 
Die Kammer des Berufungsgerichtes 
hat festgestellt, dass es anderer Auf-
fassung sei als das Amtsgericht Köln.  
 
Die Kammer vertrat die Auffassung, 
dass es rechtlich (hinsichtlich der In-
terventionswirkung) keinen Unter-
schied macht, ob die im Vorprozess 
getroffenen tragenden (entschei-
dungserheblichen) Feststellungen auf 
Beweislastentscheidungen beruhen 
oder nicht. Dass das Amtsgericht 
Hamburg nicht positiv festgestellt hat, 
dass der (Teil)-Verlust bei der Beklag-
ten eingetreten ist, sondern festgestellt 
hat, dass die Beklagte nicht bewiesen 
habe, die Sendung vollständig an die 
Frachtführerin übergeben zu haben, 
macht für die Kammer keinen rechtli-
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chen Unterschied. Aufgrund der Be-
weislastentscheidung des Amtsge-
richts Hamburg ist davon auszugehen, 
dass die Sendung weder von der 
Frachtführerin noch von der Empfän-
gerin vollständig übernommen wurde, 
so dass weder im Gewahrsam der 
Frachtführerin noch der Empfängerin 
es zu dem Verlust der vier Projektoren 
gekommen ist. Nach dem Sinn und 
Zweck der Streitverkündung müssen 
die für die Entscheidung im Vorprozess 
tragenden Feststellungen, an welchen 
der Nebenintervenient gebunden ist, 
im Vorprozess getroffen werden. Es ist 
daher unerheblich, ob die tragenden 
Feststellungen auf Beweislastent-
scheidungen beruhen. 
 
Unter Berücksichtigung der gemachten 
Ausführungen war daher nach Ansicht 
der Kammer des Landgerichts Köln 
davon auszugehen, dass die in Verlust 
geratenen vier Projektoren nicht an die 
Frachtführerin übergeben wurden, 
sondern im Lager der Beklagten ab-
handen gekommen sind.  
 
Da der Teilverlust nicht geklärt werden 
konnte und der Verlust im Lager der 
Beklagten völlig im Dunkeln geblieben 
war, sah die Kammer die Schadenser-
satzansprüche der Klägerin auch nicht 
als verjährt an, da nicht die Verjäh-
rungsfrist nur ein Jahr, sondern drei 
Jahre beträgt. 
 
Die Entscheidung des Amtsgerichts 
Köln wurde aufgehoben und die Be-
klaget antragsgemäß verurteilt. 
 
Angela Schütte 
 

 
 
 
 
 
 
 

Die neue magische Grenze des 
Transportrechtes - 83,3 SZR! 

Anmerkung zu BGH Urt. v. 
21.01.2010 – I ZR 215/07 

 
Der BGH hat jüngst ein neues Urteil 
zum Themenkomplex Mitverschulden 
gefällt. Die sog. Mitverschuldensrecht-
sprechung fußt auf drei Säulen. Zum 
einen ist der Anspruch, notfalls sogar 
vollumfänglich, zu kürzen, sofern der 
Absender dem Frachtführer Sen-
dungsgüter übergibt, die dieser explizit 
vom Transport ausgeschlossen hatte 
(sog. Verbotsgut), zum anderen setzt 
die Rechtsprechung ein Mitverschul-
den des Absenders an, wenn dieser 
den Wert des Sendung nicht deklariert, 
obwohl er wusste oder hätte wissen 
müssen, dass der Frachtführer wertde-
klarierte Sendungsgüter einer beson-
ders sicheren Behandlung zuführt ( 
dies sind vor allem die Fälle des Wert-
paketversandsystems. Der dritte Fall 
des Mitverschuldens beschäftigt sich 
mit der unterlassenen Aufklärung des 
Frachtführers über die Möglichkeit des 
Eintritts eines ungewöhnlich hohen 
Schadens. 
 
Aus dieser dritten Kategorie des Mit-
verschuldens ist das Urteil des BGH 
vom 21.01.2010 – I ZR 215/07 ent-
nommen. 
 
Es handelte sich um einen CMR – 
Transport von 9 Paletten mit 563 
Computerflachbildschirmen. Diese hat-
ten ein Gewicht 2.780 kg und einen 
Wert von 144.368 €. Die Paletten wur-
den auf einem Planen-LKW transpor-
tiert und aller Wahrscheinlichkeit nach 
während einer nächtlichen Ruhepause 
auf einem unbewachten Parkplatz 
entwendet. Die Berufungsinstanz (OLG 
Düsseldorf) nahm ein qualifiziertes 
Verschulden des Frachtführers an und 
ließ die Revision lediglich hinsichtlich 
der Frage des Mitverschuldens zu. In-
soweit hatte der BGH über das Vorlie-
gen eines qualifizierten Verschuldens 
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nicht mehr zu befinden und lediglich 
die Frage des Mitverschuldens wegen 
der unterlassenen Aufklärung des 
Frachtführers über die Möglichkeit des 
Eintritts eines ungewöhnlich hohen 
Schadens zu überprüfen. Das OLG 
Düsseldorf hatte in der Vorinstanz das 
Vorliegen eines solchen Mitverschul-
dens verneint. Der BGH hat diese 
Rechtsauffassung bestätigt. 
 
Vorab hat der BGH klargestellt, dass, 
anders als bei der wissentlichen Einlie-
ferung von Verbotsgut, das Mitver-
schulden wegen unterlassener Aufklä-
rung über die Höhe des Schadens 
nicht bis zu einem Haftungsausschluss 
führen könne. Da der BGH das Vorlie-
gen eines Mitverschuldens im Ergebnis 
abgelehnt hatte, brauchte er sich auch 
nicht mit der Frage beschäftigen mit 
welcher Quote ein etwaiges Mitver-
schulden in Ansatz zu bringen wäre. 
 
Landläufig aber falsch wurde der Ein-
tritt eines ungewöhnlich hohen Scha-
dens bei dem Überschreiten einer 
Wertgrenze von 5.000 € gesehen. Die-
se weitverbreitete Fehlinterpretation 
beruhte auf dem Umstand, dass der 
BGH die Rechtsprechung des Mitver-
schuldens vornehmlich anhand von 
Sachverhalten des Sendungsverlustes 
eines in Neuss ansässigen Paket-
dienstleisters entwickelte. Dieser Pa-
ketdienstleister hat in seinen Allgemei-
nen Beförderungsbedingungen eine 
Regelung dahingehend, dass er bei 
einem Sendungsverlust lediglich auf 
den Betrag von 510 € haften wolle. Bei 
Vorliegen dieser vertraglichen Rege-
lung hat der BGH den ungewöhnlich 
hohen Schaden bei nahezu dem Zehn-
fachen dieses Wertes , mithin 5.000 € 
angesetzt. Diese Rechtsprechung war 
lediglich bezogen auf diesen einzelnen 
Paketdienstleister unter Zugrundele-
gung von dessen AGB. Eine allgemei-
ne Aussage hinsichtlich der Wertgren-
ze für den Fall, dass Allgemeine Ge-
schäftsbedingungen als Anhaltspunkt 

nicht zur Verfügung stehen, hatte der 
BGH bisher nicht getroffen. 
 
Nunmehr hat der BGH auch für diesen 
Bereich, in welchem die Haftung nicht 
vertraglich geregelt war, an seine bis-
herige Rechtsprechung angeknüpft 
und im Zehnfachen das Maß aller Din-
ge erblickt. Da vertragliche Regelun-
gen im zu entscheidenden Fall nicht 
vorhanden waren wählte der BGH als 
Anknüpfungspunkt die gesetzliche Re-
gelhaftung, mithin die Haftungsgrenze 
von 8,33 Sonderziehungsrechten je 
Kilogramm Rohgewicht gem. § 431 I 
HGB. Somit liegt ein besonders hoher 
Schaden vor, wenn die Haftungssum-
me 83,3 SZR (Wert des SZR zum 
11.06.2010 = 1.20582 €) im Einzelfall 
überschreitet. Somit liegt ein außerge-
wöhnlich hoher Schaden derzeit bei 
einem Überschreiten einer Wertgrenze 
von 100 € je kg vor. Auch wenn das 
Zehnfache als Wertgrenze kaum mit 
einer substantiellen Begründung unter-
legt, so kann man dem BGH in der 
Fortführung seiner Rechtsprechung 
wenigstens keine Inkonsequenz vor-
werfen. 
 
Das Unheil nahm dann erst wieder 
seinen gewohnten Verlauf, als der 
BGH sich bemüßigt sah, diese neue  
Rechtsprechung abzugrenzen, zu den 
Fällen, in welchen eine vertragliche 
Regelung der Haftung vorgenommen 
wurde. Noch im Tenor hat der BGH 
ausgeführt, sofern durch vorformulierte 
Vertragsbedingungen  ein geringerer 
als der in § 431 I HGB vorgesehene 
Höchstbetrag (8,33 SZR) vereinbart 
worden, ist von dem Zehnfachen Be-
trag der vereinbarten Haftungshöchst-
grenze auszugehen. Heißt: Ist der un-
tere Rand des Haftungskorridors mit 2 
SZR vereinbart worden, so liegt die 
Wertgrenze des Mitverschuldens be-
reits bei 20 SZR (und nicht bei 83,3 
SZR).  
So weit so gut und jetzt  kommt’s.  
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Wortlaut BGH (Rn. 27) : 
„Liegt die aufgrund von vorformulierten 
Vertragsbedingungen vorgesehene 
Haftungshöchstsumme über dem Haf-
tungshöchstbetrag von 8,33 Rech-
nungseinheiten/kg nach § 431 I HGB, 
so kommt auch dann im Regelfall die 
Gefahr eines ungewöhnlich hohen 
Schadens in Betracht, wenn der Wert 
der Sendung den zehnfachen Scha-
denbetrag übersteigt, der im Verlustfall 
gem. § 431 I HGB geschuldet wird.“ 
 
Auf Deutsch: 
 
Schreibt der Frachtführer in seinen 
AGB seine eigene Haftung oberhalb 
der Haftungsgrenze von 8,33 SZR so 
soll für das Mitverschulden dennoch 
am Zehnfachen von 8,33 SZR fest-
gehalten werden. 
 
Wortlaut BGH im selben Urteil (Rn. 21) 
: 
 
„ Die Frage, ob ein ungewöhnlich ho-
her Schaden droht, kann vielmehr re-
gelmäßig nur unter Berücksichtigung 
der konkreten Umstände des jeweili-
gen Einzelfalles beurteilt werden. Hier-
bei ist maßgeblich auf die Sicht des 
Schädigers abzustellen….“ 
 
Stellt man zur Beurteilung der Wert-
grenze auf die Sicht des Frachtführers 
ab, so sollte nicht nur seine Sicht, son-
dern auch sein Wille zur erhöhten Haf-
tung respektiert werden und eine An-
knüpfung an die vertraglich statuierte 
Haftungsgrenze vorgenommen wer-
den. 
 
Anders könnte dies nur bei AGB’s des 
Absenders gesehen werden. Eine sol-
che Differenzierung wird jedoch nicht 
vorgenommen.  
 
Anders liegt es nur bei individualver-
traglich vereinbarten erhöhten Haf-
tungsgrenzen. Hier respektiert der 
BGH den Parteiwillen und knüpft an 

die vertraglich vereinbarte Haftungs-
grenze x 10 an.  
 
Nimmt man die oben genannte Recht-
sprechung des BGH ernst und wendet 
diese wörtlich an, so könnte dies zu 
einer Aufgabe der bereits erwähnten 
Wertgrenze von 5.000 € unter Zugrun-
delegung der AGB des Paket-
dienstleisters aus Neuss führen. Dieser 
will in seinen AGB auf 510 € respektive 
8,33 SZR je kg haften, je nachdem 
welche Haftung höher ist. 
 
Unterhalb eines Sendungsgewichtes 
von 50 kg wäre die vertraglich Haftung 
höher als 8,33 SZR und somit wäre 
nach der oben genannten Rechtspre-
chung eigentlich die gesetzliche Haf-
tungsgrenze von 8,33 SZR heranzu-
ziehen. Oberhalb eines Sendungsge-
wichtes von 50 kg wäre die festge-
schriebene Haftungssumme von 510 € 
niedriger als die Haftungssumme nach 
§ 431 I HGB. Nach der Rechtspre-
chung wäre somit dieser festgeschrie-
bene Wert in Ansatz zu bringen, der 
dann die Funktion einer Kappungs-
grenze hätte. 
 
Sprich, der Paketdienst mit den brau-
nen Autos könnte einen ungewöhnlich 
hohen Schaden reklamieren, über den 
er hätte aufgeklärt werden müssen, bei 
einem Warenwert oberhalb von 83,3 
SZR (= 100 €) je kg Sendungsgewicht 
bis zu einem Gewicht von 50 kg. 
Oberhalb dieses Gewichtslimits läge 
die Grenze des außergewöhnlich ho-
hen Schadens bei den für diesen Pa-
ketdienstleister bereits bekannten 
5.000 €. 
 
In seiner Konsequenz ist dies vom 
BGH sicherlich nicht gewollt. 
 
Die Aussage des Urteils, dass grund-
sätzlich auf die gesetzlichen Haftungs-
bestimmungen bei der Berechnung der 
Wertgrenzen zurückzugreifen ist, wird 
auf gewisse Schwierigkeiten, bei der 



NEWSLETTER #2/2010  - 8 - 

Behandlung des Multimodaltransportes 
treffen. Hier durchläuft das Sendungs-
gut meist mehrere Haftungsregime, je 
nach eingesetztem Transportmittel, mit 
unterschiedlichen Haftungslimits. So 
schuldet der Frachtführer bei Vorho-
lung der Sendung im Wege der Land-
transportes grundsätzlich Schadener-
satz auf der Basis 8,33 SZR/kg, wäh-
rend sich die Haftung auf der anschlie-
ßenden Seestrecke grundsätzlich auf 2 
SZR/kg reduziert. Wie bekannt ist rich-
tet sich die Haftung bei bekanntem 
Schadenort nach dem Haftungsregime 
der Teilstrecke. Für den Frachtführer 
wäre der Schaden an dem selben 
Sendungsgut je nach Schadenort ein-
mal ein ungewöhnlich hoher Schaden 
und einmal nicht. Schwierig wird es 
dann für den Absender, der die Dekla-
ration des Wertes nur bei Auftragser-
teilung ex ante vornehmen kann du 
nicht weiß auf welcher Strecke es dem 
Frachtführer beliebt, das Sendungsgut 
zu verlieren oder zu beschädigen. Da 
zum Zeitpunkt der Auftragserteilung 
der Schadenort des zukünftigen Scha-
deneintrittes noch hypothetisch unbe-
kannt ist würde ich zu einer Heranzie-
hung der 8,33 SZR gem. § 452 HGB 
i.V.m. § 431 I HGB tendieren. Die 
diesbezügliche Rechtsprechung des 
BGH bleibt jedoch abzuwarten. 
 
Spannend könnte auch die Anwen-
dung der oben genannten Berech-
nungsgrundsätze bei Verspätungs-
schäden werden. Grundsätzlich kann 
auch der Absender nicht immer die 
Höhe der mit einer Verspätung einher-
gehenden Schäden bei Auftragsertei-
lung beurteilen. Bei Vorliegen einer 
vertraglich vereinbarten Pönale auf der 
Lieferebene könnte der Absender je-
doch gehalten sein, diese gegenüber 
dem Frachtführer offenzulegen, sofern 
die Pönale oberhalb der dreizigfachen 
Fracht im nationalen Bereich (10 x Haf-
tungsgrenze § 431 III HGB) oder der 
zehnfache Fracht im internationalen 
Straßengüterverkehr ( 10 x Haftungs-

grenze Art. 23 V CMR) liegt. Es bleibt 
abzuwarten, ob der BGH seine Recht-
sprechung auf Verspätungsschäden 
überträgt. 
 
Abschließend ist noch auf eine Ab-
grenzungsschwierigkeit hinzuweisen, 
welche bei zunehmender Wertangabe 
durch den Absender vermehrt auftre-
ten wird. Um den Mitverschuldensein-
wand zu entgehen, muss der Absender 
seiner Obliegenheit nachkommen, den 
Frachtführer auf die Gefahr des Ein-
tritts eines außergewöhnlich hohen 
Schadens hinzuweisen. Mit anderen 
Worten, er hat den Wert der Sendung 
zu deklarieren. Wie auch im vorliegen-
den Urteil (Rdn. 6) geht der Vortrag 
des Frachtführers meist dahin, dass er 
bei Kenntnis des Warenwertes den 
Transport entweder abgelehnt oder er 
den Transport – gegen Vereinbarung 
einer höheren Transportvergütung – 
einen Kofferauflieger mit zwei Fahrern 
eingesetzt hätte.  
 
Und hier wird es für den Frachtführer 
gefährlich. 
 
Man schaue in den Art. 24 CMR (mit 
Einschränkung auch Art. 25 MÜ). Hier 
kann bei einer Wertangabe durch den 
Absender im Frachtbrief bei Zahlung 
eines Zuschlages die Wertangabe die 
Haftungshöchstgrenze ersetzen. Der 
Frachtführer haftet dann verschulden-
sunabhängig bis zum angegebenen 
Wert ohne sich auf die Haftungs-
höchstgrenzen berufen zu können. 
Werden somit vom Absender gemach-
te Wertangaben auf den Frachtbrief 
übernommen, sind Abgrenzungs-
schwierigkeiten vorprogrammiert. 
 
Stephan Göke 
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Hemmung der Verjährung nur durch 
Anspruchsinhaber (BGH, Urteil vom 

29.10.2009, Aktenzeichen: I ZR 
191/07) 

 
§ 204 BGB bietet verschiedene Mög-
lichkeiten der Verjährungshemmung 
von (Schadensersatz-)ansprüchen. Die 
Klageerhebung ist - neben der Haft-
barhaltung gemäß § 439 Abs. 3 HGB, 
Artikel 32 Abs. 2 CMR - eine Möglich-
keit die Verjährung zu hemmen. 
 
In dem oben zitierten Urteil musste 
sich der Bundesgerichtshof nun mit der 
Frage auseinander setzen, ob und in 
wie weit die Anspruchserhebung eines 
materiell Nichtberechtigten die Verjäh-
rung hemmt. 
 
Der Bundesgerichtshof kam zu dem 
Ergebnis, dass die Verjährungshem-
mung durch Klageerhebung eine Klage 
des materiell Berechtigten, also des 
Aktivlegitimierten, voraussetzt. Berich-
tigt ist insoweit nur der ursprüngliche 
Rechtsinhaber (z. B. Auftraggeber), 
dessen Rechtsnachfolger (z. B. Versi-
cherer nach Schadensregulierung) und 
auch der gesetzliche oder gewillkürte 
Prozessstandschafter. 
 
Zur Begründung führt der BGH aus, 
dass sich - trotz des geänderten Wort-
lautes des § 204 Abs. 1 Nr. 1 BGB 
nach der Schuldrechtsreform (2002) - 
sachlich am Erfordernis der materiellen 
Berechtigung des Klägers nichts geän-
dert hat. Nach der Gesetzesbegrün-
dung zur Änderung des § 209 Abs. 1 
BGB a. F. wurde die dort geregelte 
Unterbrechung der Verjährung als un-
systematisch empfunden. Deshalb soll-
te die durch Klageerhebung eintreten-
de Unterbrechung der Verjährung in 
eine Hemmung umgewandelt werden. 
Insoweit sollte also § 204 Abs. 1 Nr. 1 
BGB der Vorschrift des § 209 Abs. 1 
BGB a. F. sachlich entsprechen. 
 

Dieses zunächst harmlos erscheinen-
de Urteil ist in der Transportrechtspra-
xis von gewichtiger Bedeutung und hat 
uns veranlasst darauf hinzuweisen, 
dass (allgemein) ein Nichtberechtigter - 
sei es durch Klageerhebung, Haftbar-
haltung oder Verhandlungen - nicht 
den Lauf der Verjährung hemmt! 
 
Im Rahmen der außergerichtlichen 
oder gerichtlichen Geltendmachung ist 
es unbedingt erforderlich, dass der 
jeweilige Anspruchsteller bis zum Ein-
tritt der Verjährung Forderungsinhaber 
ist oder bis dahin Forderungsinhaber 
wird. Es muss daher sorgfältig geprüft 
werden, ob die Voraussetzungen des 
gesetzlichen Forderungsübergangs 
(vgl. § 86 VVG) durch Schadensregu-
lierung des Versicherers oder durch 
Abtretung (§§ 398 ff. BGB) vorliegen.  
 
Diese Rechtsprechung hat auch ent-
sprechenden Einfluss auf die - in der 
Transportpraxis sehr häufig vorkom-
mende - Verjährungshemmung durch 
Haftbarhaltung. In einer älteren Ent-
scheidung des Bundesgerichtshofes 
(BGH, Urteil vom 24.10.1991, 
TransportR 1992, 177, 179; BGH, Ur-
teil vom 08.07.2007, NJW-RR 2004, 
1480, 1481) entschied dieser bereits, 
dass Erklärung einer sonstigen Per-
son, die im Moment des Zugangs der 
Haftbarhaltung noch nicht Forderungs-
inhaber war, unwirksam sind. Insoweit 
sollte auch bei der Haftbarhaltung zu-
vor überprüft werden ob die Aktivlegi-
timation vorliegt. 
 
Thomas Trieb LL.M. 
 
 

Eyjafjalajökull 
 

Noch bis vor kurzem wussten die Meis-
ten nicht einmal, dass es ihn gibt: den 
isländischen Vulkan mit dem unaus-
sprechlichen Namen Eyjafjallajökull. 
Die austretende Aschewolke führte 
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dazu, dass der gesamte Luftraum über 
weiten Teilen Europas gesperrt war. 
Doch neben den gestrandeten Passa-
gieren war die gesamte Wirtschaft von 
den Ausfällen betroffen. Durch die 
Flugausfälle saßen tausende Tonnen 
Fracht weltweit auf Flughäfen fest.  
Obwohl einige Unternehmen versuch-
ten den Verkehr auf die Straße bzw. 
Schiene umzuleiten, häuften sich die 
Meldungen über Zwangspausen in der 
Produktion bei Bosch, BMW, Opel und 
Co., da es an Nachschub von Ersatz-
teilen fehlte.  
 
Der Deutsche Industrie- und Handels-
kammertag (DIHK) vermutete daher, 
dass allein der deutschen Volkswirt-
schaft ein Schaden von einer Milliarde 
Euro täglich entstanden sei. Diese Zahl 
beziehe sich ausschließlich auf den 
Außenhandel; davon würden wertmä-
ßig 35 bis 40 Prozent über die Luftfahrt 
abgewickelt.  
 
Fraglich ist bei alledem, wer für die 
entstandenen Schäden aufgrund der 
Luftraumsperrung haftet. Im Bereich 
des Frachtrechts kommt die Haftung 
des Luftfrachtführers aufgrund von in-
ternationalen Übereinkommen in Be-
tracht. Je nach Anwendbarkeit sind 
dies das Warschauer Abkommen (WA) 
und das Montreal Übereinkommen 
(MÜ). Ansprüche von Passagieren sol-
len nicht Gegenstand dieses Beitrags 
sein. 
 
Grundsätzlich ist zu unterscheiden zwi-
schen den Verspätungsschäden und 
den hierdurch entstandenen Sachsub-
stanzschäden. Voraussetzung ist je-
doch immer, dass der Luftbeförderer 
die Güter bereits übernommen hat und 
dann wegen der Luftraumsperrung 
nicht (weiter-)befördern kann. Deswei-
teren obliegt es dem Geschädigten zur 
Sicherung seiner Ansprüche eine frist- 
und formgemäße Schadensanzeige 
abzugeben. 
 

Die Haftung kann sich nach dem War-
schauer Abkommen und nach dem 
Montreal Übereinkommen richten, je 
nachdem welches Abkommen die 
Staaten in den Abgangsort und Be-
stimmungsort liegen, ratifiziert haben. 
Zwischen den Parteien kann einerseits 
das Warschauer Abkommen zur An-
wendung kommen. Dieses gilt gem. 
Art. 1 WA für jede internationale Beför-
derung von Personen, Reisegepäck 
oder Gütern, die durch Luftfahrzeuge 
gegen Entgelt erfolgt. 
 
Nach Art. 18 I WA hat der Luftfracht-
führer den Schaden zu ersetzen, der 
durch Zerstörung, Verlust oder Be-
schädigung von Gütern entsteht, wenn 
das Ereignis, durch das der Schaden 
verursacht wurde, während der Luftbe-
förderung eingetreten ist. 
 
Nach Art. 19 WA hat er auch den 
Schaden zu ersetzen, der durch Ver-
spätung bei der Luftbeförderung von 
Reisenden, Gepäck oder Gütern ent-
steht.  
 
Soweit diese Tatbestände erfüllt sind, 
kann ein Anspruch auf Schadensersatz 
gem. Art. 24 I WA nur unter den Vor-
aussetzungen und Beschränkungen 
geltend gemacht werden, die im WA 
vorgesehen sind. Ein Rückgriff auf na-
tionales Recht scheidet insoweit aus. 
Anders liegt es hinsichtlich der in dem 
WA nicht geregelten Leistungsstörun-
gen, insbesondere bei Nichterfüllung 
der Beförderungspflicht (Nichtbeförde-
rung). Insoweit greift das nationale 
Leistungsstörungsrecht ein. 
 
Fallbeispiel 1: Ware verdirbt bereits 
am Abgangsort  
 
Dies stellt einen Fall des Art. 18 
WA/MÜ dar. Es liegt ein Sachsub-
stanzschaden vor, für dessen Entste-
hen das Verschulden des Luftfracht-
führers vermutet wird. Der Luftfracht-
führer kann jedoch den Entlastungs-
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beweis nach Art. 20 WA führen und 
vortragen, dass er alle erforderlichen 
Maßnahmen zur Verhütung des Scha-
dens getroffen hat. Erforderliche Maß-
nahme ist es, Weisungen bei dem Ab-
sender einzuholen.  
Diesen Weisungen hat der Luftfracht-
führer grundsätzliche Folge zu leisten,  
kann aber gleichzeitig gemäß § 419 III 
HGB auch Ersatz seiner Aufwendun-
gen verlangen, wenn das Hindernis 
nicht aus seiner Sphäre stammt. Bei 
einer behördlich verfügte Sperrung 
wird man grundsätzlich davon ausge-
hen dürfen, dass diese nicht dem Risi-
kobereich des Luftfrachtführers zuzu-
rechnen ist. Unter Umständen mag 
etwas anderes gelten, wenn die exter-
ne Störung bei Vertragsschluss bereits 
erkennbar und damit nicht gänzlich 
unwahrscheinlich war. Regelmäßig 
darf der Luftfrachtführer also Aufwen-
dungsersatz für die Durchführung von 
Maßnahmen verlangen, die der Ver-
meidung des Verspätungsschadens 
dienen. 
 
Kann der Luftfrachtführer keine Wei-
sungen erlangen, wird es im Interesse 
des Absenders liegen, die Ware kühl 
einzulagern, sofern dies überhaupt mit 
den zur Verfügung stehenden Kapazi-
täten noch möglich ist. Auch der 
Transport mit alternativen Beförde-
rungsmitteln kommt in Betracht. Ver-
dirbt die Ware trotzdem oder steht 
nachweislich kein Kühlraum zur Verfü-
gung, ist der Luftfrachtführer entlastet. 
 
Fallbeispiel 2: Ware wird erst nach 
Aufhebung des Flugverbots und 
auch dann noch mit zeitlicher Ver-
zögerung abgeliefert (Ware selbst 
ist aber einwandfrei) 
 
Vorliegend kommt eine Verspätung i.S. 
des Art. 19 WA in Betracht. Als Ver-
spätung  wird regelmäßig das nicht 
rechtzeitige Eintreffen des Luftfahr-
zeugs am Bestimmungsort definiert.  

Die Rechtzeitigkeit des Eintreffens ist 
abhängig von der Vereinbarung zwi-
schen den Parteien hinsichtlich der 
Lieferfrist oder bei Fehlen einer sol-
chen der anhand der vorherrschenden 
Umstände zu ermittelnden angemes-
senen Lieferfrist.  
Aus dem Wortlaut ergibt sich, dass die 
Verspätung „bei der Luftbeförderung“ 
eingetreten sein muss und sich damit 
ein typisches Risiko des Luftverkehrs 
realisiert haben muss.  
Im WA kann auf die Definition in Art 18 
II WA zurückgegriffen werden, nach 
dem darunter der Zeitraum zu verste-
hen ist, während dessen die Güter sich 
auf einem Flughafen, an Bord eines 
Luftfahrzeuges oder bei Landung au-
ßerhalb eines Flughafens, an einem 
beliebigen Ort und unter der Obhut des 
Luftfrachtführers befinden. Es bedarf 
also des kumulativen Vorliegens dieser 
Voraussetzungen: Örtlichkeit des 
Frachtgutes (an Bord, auf einem Flug-
hafen, außerhalb eines Flughafens bei 
Außenlandung) und die Obhut des 
Luftfrachtführers über das Frachtgut.  
Auch hier ist es dem Luftfrachtführer 
möglich, sich auf den Entlastungsbe-
weis des Art. 20 WA zu berufen, so 
dass im Ergebnis bei einer behördlich 
verfügten Luftraumsperrung eine Haf-
tung des Luftfrachtführers regelmäßig 
ausscheiden dürfte. 
Hinsichtlich der Einholung von Wei-
sungen zur Vermeidung des Schadens 
gelten die Ausführungen zum Sach-
substanzschaden. 
 
Nach dem WA haftet der Luftfrachtfüh-
rer für vermutetes Verschulden, hat 
jedoch die Möglichkeit sich zu entlas-
ten. In Art. 18 des Montreal Überein-
kommen (MÜ) wird hingegen eine 
vom Verschulden unabhängige Haf-
tung angenommen. Hier haftet der 
Luftfrachtführer für Verlust, Beschädi-
gung oder Zerstörung für den Zeit-
raum, in dem sich die Güter in seiner 
Obhut befinden. “Bei der Luftbeförde-
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rung“ steht auch in Art. 18 I MÜ wird in 
Abs. 3 genau definiert. 
 
Obhut ist dabei als Zeitraum zu definie-
ren, in dem sich die Güter mit Willen 
des Luftfrachtführers derart in seinem 
Einflussbereich befinden, dass er im 
Stande ist, die Güter gegen Beschädi-
gung, Verlust oder Zerstörung zu 
schützen. Allerdings haftet der Luft-
frachtführer nicht, wenn die Beförde-
rung auf anderem als auf dem Luftwe-
ge ausgeführt wird.  
Haftungsgrenze sind lediglich die vier 
genannten Ausschlussgründe. Der 
Luftfrachtführer kann sich u.a. dann 
der Haftung entziehen, wenn er nach-
weist, dass der durch die Verspätung 
eingetretene Sachsubstanzschaden 
durch die Eigenart der Güter oder de-
ren Mangel verursacht worden ist. Das 
gilt jedoch regelmäßig nur in dem Ma-
ße, wie dies auch bei zeitgerechter 
Lieferung eingetreten wäre.  
 
Ansonsten gibt es keine Möglichkeit für 
den Frachtführer der Haftung für Sub-
stanzschäden dem Grunde nach zu 
entgehen. Es besteht „nur“ eine Haf-
tungsbeschränkung auf 19 SZR je kg.  
Im Ergebnis führt dies dazu, dass der 
Luftfrachtführer verschuldensunabhän-
gig haftet.  
 
Nach dem MÜ besteht für Verspä-
tungsschäden anders als bei Güter-
schäden eine Haftung nur bei Ver-
schulden. Ein solches wird widerleglich 
vermutet. Der Luftfrachtführer kann 
sich von seiner Haftung befreien,  
wenn er alle zumutbare Maßnahmen 
zur Vermeidung des Schadens einge-
holt hat. Hier ist insbesondere an das 
Einholen von Weisungen zu denken. 
Jedoch wird auch hier in der Regel 
davon auszugehen sein, dass sich der 
Luftfrachtführer entlasten kann und 
daher nicht für Verspätungsschäden 
haften muss. 
 

Fraglich ist, ob und wie der Luftfracht-
führer haften muss, wenn ein fester 
Lieferzeitpunkt vereinbart war und die-
ser nicht eingehalten wurde. Der 
Frachtvertrag soll mit der zeitgerechten 
Leistung „stehen und fallen“; dies wird 
als absolutes Fixgeschäft bezeich-
net. An der verspäteten hat der Emp-
fänger kein Interesse mehr, auch wenn 
die Güter in ihrer Substanz nicht ge-
schädigt sind. Eine verspätete Liefe-
rung soll dann keine Leistung mehr 
darstellen.                                                                    
Liegt also in den Fällen der Nichtbeför-
derung keine Verspätung vor, muss 
gleichzeitig von der (gesamten) Nicht-
erfüllung des Luftfrachtvertrages aus-
gegangen werden. Wenn ergänzend 
auf deutsches Recht zurück zu greifen 
ist, schuldet der Luftfrachtführer dann 
aber in Abweichung zu den internatio-
nalen Übereinkommen vollen Scha-
densersatz wegen Nichterfüllung ge-
mäß §§ 275 Abs. 1, 280 ff. BGB. Diese 
Haftung kann jedoch, weil sie nicht wie 
Art. 19 MÜ zwingend ist, im Rahmen 
vertraglicher Vereinbarungen modifi-
ziert werden. Nach deutschem Recht 
ist für die Anwendung von AGB § 449 
II HGB zu beachten. Ob der Luftfracht-
führer dann im Ergebnis haften muss, 
ist eine Frage des Einzelfalls. 
Im Übrigen besteht auch hier lediglich 
eine Haftung für vermutetes Verschul-
den mit Möglichkeit zur Exkulpation. 
Diesen Entlastungsbeweis wird der 
Luftfrachtführer im Falle des gesperr-
ten Luftraums wohl zu führen in der 
Lage sein, da er diese nicht zu verant-
worten hat. 
 
Franziska Schilling 
 
 
Auf Anfrage stellen wir Ihnen gerne 
Abschriften der in den Beiträgen zitier-
ten Urteile und Beschlüsse in Kopie 
zur Verfügung.  
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